
Auswärti er Ausschuß des Bundesrates 185. Sitzun 7. llärz 1994

TOP 2:
' -.,,.'

Entschließ ung des Bund€srates "EntschädIgungoregelung füi"' NS-O pfer
lm Battlkum"
- Antrag des Land€s Brandenburg, der Freien Hansestadt Bremen und des
Landes-Niedersachsen'- I . .,,'

Drucksache:
Beteiligung:

885/93
ln-AA-Fz

Der Vorsitzende herichtet, die Ertahrungen der Zusammenarbeit mit der Stadt Riga hätten

die Freie Hansestadt Bremen ctazu vcranlaßt, den vorliegenden Entschließungsantrag cin'
zubringen. Die'Freie Hansestadt Bremen arbeite im Rahmen einer Städtepartnersc'.haft mit
Riga zusamrnen. Die liinder Brandenburg und Niedcr.sachsen seien tjem Antrag nachträg-

lich als'Mitnntragsteller beigetreten.50Jahre nach der L,iquidierung dcr Cettos vort Wilna
und Riga sei es aus außenpolitischen Gründen geboten, für die noch lebe nden Opf'er der

|,laziherrschaft e ine Enlschäcligungsregeiung zu finden, Es müsse jedem klar sein, claß es

sich bei ciner solchen Entschädigungsregelung, ob durch Privatinitiative ocJer dursh Gesetz

geschaffen, jeweils nur um den Versuch handelc, unabhängig von persönlicher Schultl, in

Vcrantwortung vor der Ceschichte unseres Landes einen Beitrag dazu r.u le isten, das per-

sönlic,he Schicksal cler Betroffenen zu mildern. Die Eilbedürftigkeit der Angelegenhcit
crgehe sich daraus, daß rvährenci der Beserzung des Baltikums durch cleutsche Truppen und

durch clie Nationalsoziali.sten fast alte dort lebenden 400 000 Juderr ermordet worden stien
uncl die heute nc,.-*h ansässigen rund 430 Juden schon über 70 Jahre alt seien. Die Fre ic

Hansestadt Bremen habc aufgrund ihrer eigenen Kontakte und der geführten Gespräche

ermittelt, daß sich die Gesamtzahl der ehemallgen KZ-Häftlinge unter Einschluß der

Zrvangsarbeiter in den drei baltischen Staaten auf 2 700 bctroffene Menschen belaufe,
clarunter clie bereits erwähnten 430 jüdischen Staatsbürger. Au.s außenpolitischen Grünt1en

und vor dem Hintergrund der Ceschichte Deutschlands uncl des Baltikums wäre es aus der

Sicht der Freien l{an.sestadt Bremen skandalös, wenn nicht sogar tölpelhaft. wenn dle

Betroffcnen etwa auf Vereinbarungen mit der Russischen Föderation vcrwiesen und

gebeten würden, sich an die betreffende Stiftung in Moskau zu wenden- Es stünde auch im
krassen Widerspruch zu dem, was Bundespräsident von Weizsllcker anläßlich seines

Besuchs im Baltikum in bezug.auf die Notwendigkeit zur Verwirklichung <les Aus-
söhnungsgcdankens formutiert habe. lm 'federführcnclen InA (672. Si. v.20.01.94, TO-
Punkt 7) sei darauf verwiesen worden, daß man wegen des hohen Verwaltungsaufwandes
auch daran denken könnte, mehr allgemeine humnnitäre Hilfe zu geben, und dalJ man

analog zur Regelurrg in trezug auf Polen, die Russische Ftideration, WeilSrußland und die

Ukraine einc Regclung suchen müsse. Eine allgemcine humanitrire Hilf'e in Form vtln z. B.
der Enichtung von Altersheimen, etc. sei zwar zur Verstärkung der lnfrastruktur in diescn

Ländern notwendig. nls Hilfe für die Gruppc der ehemaligen Vcrfcrlgten des Nazi-Regimes
jecloch eine makabere Altcrnntive.
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:.:i:sichs dcr Tarsachc, daß am 1fi. Fehruar 1994, alsö vor wenigen Wochen, der letzte

;:-*ic NS-Krieg.sverbrecherprozeß gegen einen Exilletten und AngehÖrigen der ehe-

=ai:ge 
n lettischen Hilt.sptrlizei mit Einste llung des Verfahrens aus Gesundheitsgrün<len des

BelrotTenen geenclct habe - inseweit wolle er jedoch keine Gerichtsschelte betreiben ',
gebe es gewisse Erwartungen cler baltischen Staaten, daß der Dcutsche Bundestag, die

Bundesregierung und auch der Bundesrat sich für die noch leLrenden Opfcr einsetzten und

nicht auf eine bit:k.rgische l-iisung des ProFrlems warteten-

Der Anrag sei in der Formulierung moderat und lasse der Bundesregierung allc Möglich-
keitcn uft'en t'ür eine Regelung, die keine Präzedenzwirkung habe. Er beinhaltc die

Forderung. ein aul3enpolitisch notwendiges Zeichen gerade auch für die klcineren Staaten

zu setzcn. Dic Freic Hansestadt Bremen begrüße. daß eine Reihe von Privatpersonen zur
Privatinitiative aufgerut'en und e ine Sammlung von Spenden unternommen hätten, um für
tlie Ele troft'enen eine firranzicllc Utre rtrrückung bis zur außenpolitisch gebotencn gesetz-

lic,hen Regelung zu schailln.

Die Freie I{ansestadt Blemcn tritte auq Verantwortung für unsere Ceschichte uncj itus dcm

aul3enpolitischen Crr.rnd <Jcr Untemtützurtg der kleinen und mittleren Staaten um Zu-
stimmung zu ciem Enrschlicßungsantrng. Der Antrag sei im übrigen von de n

clenrokrutisc:hen Pnrreicn in der Bremer Bürgerschaft mit breiter Mehrheit geträgen

rvorden,

MDgt Hüper (Brandgnhurg) unterstreicht die Ausführungen des VorsitzentJen und unter-
stützt den Entschließungsantrag mit Nachd-ruck. Das Land Branclenburg halte die er-

hobsnen Einrvän<je untcr Hinrveis auf einen zu hohen Verwaltungsaufwand für nic,ht an-

geme..isen. Daher hatre es im federführenden Innenausschuß auch gegen eine Vertagung
ge stimmt.

Der Vertreter rJes Fruistaares Bayern, MR Dr. Petcrs, legt dar, clie bayerische Staat.s-

regierung untemtütze, clalJ eine Lösung zur Entschädigung der NS-Opfer im Baltikum
hcrbeigeführt wertle. Der Gegenstancj der EnLschließung sei von der Bundesregierung
jedot:h noch nicht abschließend bearbeitet. Es sei auf <Jen Bcschluß cics mitbeteiligten FzA
(650. Si. v.03.03.19q4, TO-Punkt 5), tier sich für eine Vertagung cler Vorlage äusge-

spröchen habe, zu venveisen. Es liege e ine entsprechende AbsichtscLklärung der Bundes-

regierung vor; soweit dic bayerische Sta;rt$regicrung richtig intbrmiert sei, verhandele das

AA nrit cJen baltischen Staaten über eine miigliche Entschädigung in Form vort zukunfts-
orientierten Sach le istungen.

Um das Ergebni.s dieser Verhancllungen äbzuwArten, stelle rler Freistaat Bayern den Ar-
trag, die Ent-sche idung üher die Vnrlrrge zu !,Ltrt_LFe tL

SR Dr, Bür$er (Berlin) t'ührt aus, in bezug auf da.s "Ob" ddr Entscheidung für eine Ent-
.schiidigurrgsregelung lür NS-Opt'er im Baltikum gebe es zwischen clen Länclern keine
Mcinungsverschicdenhciten. Je<joch sci die Frage des "Wie " noch offen. Er wolle anregcn.
dnß die Bundesregierung cinc Stcllungnahme ahgebe, wie die Entschäcligungsfragc grund-
sätzlich zu rcgeln sei. Es inüs.se einerseiLs die Notwendigkeit einer solchen Regelung für
die NS-Optcr inr Bnltikunr gcsehen werden, nuf der nnderen Seitc müssc einc si-rlche
Regelung ;ruch im Verhiiltnis zu den Rcgclungcn für anderc Llindcr gcsehcn wercien. Es

dürltrn nic:ht l-iisurtgen geschnfftn wcrdcn, clie Divcrgenzen herurrriefen und zu neuen
Unzufrietlenheiten iührterr. Es sei mithin ein abgestimmtes Konzept notwcnt.lig. Er bitte
die Bundcsregierung um Darlegurrg, wo die speziellen Prtrbleme in bezug auf die
baltischen Staate n lügen und wie weit die Verhandlungen mit diesen Stä:tten gecliehen

seien.
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-$f R' Lehmann (\i.rdrhein'westfalen) spricht sich tür eine sachentscheidung in crer:e ::igen sirzung des Ausschusses aus, Dei Entschii.ßrrg;;g.;;;'J,'l,orsichrig, wie t,ernr'e,trotet von Berlin es in seinen Ausführung"n.i; notwenrjig erachtet halre, frrmuliert, Inl€zug auf das "wie" cler EntschadigungsreiJung entrratte der Antrag die Aussage, claßdiese anal<)g zur Regelung für andei oiteuäpei.Zt,. s,o.ren getr<rffen wcrden solle. Mirdem Encchließungsantrag k(inne cJer Bundesiat einen Impuls geben, damir clie Bundcs_:-egie rung die Angelegenhe;t vorantreibe. i";;;; ni"i, or*r, .ri, i:rilrLrheit zu reisten.DieVertreterindqsAa@'.*,o*,u.;;;führeinderArr.

ge legenheir, darauf r.i b"*is hing**i*r.niiltffie.sprächc nrir dcn halti.schen Sraatcn.Es besrehE Einigkeit darüber, d-aß eine rntr.rrioig;;;-il'''l;*-ä;;., dcr nariÖnar_strzialisticchen Gewalthernchati gelei.stct *.ra.r 
"t'rrr.. 

Eo .sci zutruffleli, daß cesprächeüber die Forrn die-ser.Entschridlgung gcführt werden müßten, lrn November tres ver-gangonBn Jahres habe die Bunclesregierung <Je n Botschaf'tern von Litau*n unrt Esttancl unclcjer ceschäftsträgerin von Lettlancl cla.s An-geb.t unieihr.itrt, claß als humanitäre ceste imaußerrechtlichen Bereich für die opfer oe-r nationaisoziatisiir;h.; i;;iorgung einc Enr-schädigung in Form uun lnu.riu;un"n auf karirativem Gebiet, dii oei inrtiuiduellen Be-dürfnissen der opfer miiglichst nahe k*mme, geteistci werde. Bei 6ieserr cespriichen se ie ntjie Vcrtreter dcr drei Borschattcn gebcten ,,id.n, Ägan*n irr bezug auF tlie Anzahl dercpfer in ihren L{nclern zu machen.bi. v.rrrerer der dr;i Borschafleriseien t'erner gebcrenworden' das Angcbot än ihre jerveilig.e.n Rrgieruigrn weircrzuleitcn uncl clicsc zu bitrcn,uns konkrete Vorbchlllge äur-DurchFtnrrn;0., inu*rrjricinen zu übcrrniltcln. Die tjreilraltischen staaten verfiigten selbsr übcr did=bcsren'Kenntnisse tibcr clie örtliche situaticrnund die dort bcstehenden Notwendigkeiten, Die Bunrlesregierung habe bisher nrrch kcineAntwort auf ihr Angetrot crhalten. Sobald diese eingehc, könne man sic:h weitere ce_danken dazu machen, tuie das Algebot konkret uuraig.r,nken uncl ggf. zu modifiziercn

Dervtlrsitzerttle führt aus, cJaß von der.Bundesregierung dargelegte Benrrihcn in cler A,r,gelegenheit sei zu begrüßen. Der Text rjes Entsch-ii.ßrnäon;r;g.?'il#],. in cjer sacheeine unte rstützung dieses Bcmühens der Bundesregicrung. Er eithalte keine Aussagen, inwelcher Form die. Entschäcligungsregelung g*trofän wercen solle. Für an<Jere sraaten"z' B' dic staaten cler ehematigen sowietun-itin, seien Regelungen ge,schaffen worden, clieeine Kombination ttln humanitärer ailgemeiner und 
-indiui,jueller 

I{ilfe beinhalretcn. Inhezug auf die drei baltischen staare n Ä,ißtrn ni.r',i oi, gleichen Regelungen geschafferrwerclen' Mit dem Antrag wertie tlrrs Anliegrn u.ittirgr, vor ticm Hinrcrgrund crer cc-schichte von DeutschlancJ und cles Bsltiku;rs.in p,riiTirr;;; ;,g;ri'ru'*.,.*n, arso einpolitisches Bemühen der. Bundcsregierung tiffentliih'ru r,,.hrn. Aus sicht c,er FreicnHan'sestadt Bremen sei clies cler ricü'tig* *"g. nu" J.n Kontakten cler Freien l.lansusurcrtBrernen zu Riga wis'se man, nlit welcher sen'sibilirätueispiets-cise cjer nusgang cJes be-re its erwiihntcn NS-Kriegsverbrccherprozesses d()rt verfolgt werde. Die lnitiative rJer rjreiLiinder sei bereirs ceg-enstand .ini, öffentlichcn Bcrichterstarrung in iiherregi.nnlcnZcitungcn gewe'srn' E'i'wiire cjaher a.ußinpr.rlitisch fatal, wenn m;rn sich hei übcrcin-stimmung in der sache und be i vorliegen'*i".r ioi*, ui. t.i"r'J"riiir.i,.n schwierig-ke iten bereite' für d ie Vertagu ng dcs En öchr i.ß;"s.r;;;;ugr, .urrprcche.
Der Vertre ter von. Bertin, sR Dr' Bürqe-l knüpfr an <lie Formulierung in dem Ent,schließungsilrltrag ueigenständiger 

mät€rieller nusgteicn rtir erlittenes unrecht,, an undwirft die Frage auf, ob ein 'sollher Ausgleich bei d"er ur= ne ö;üin Losung ,itenthalten sei' Die BuncJesregierung habJ in ihrerr Ausführungen auf ihre Bereitschaft zuInvestitionen im hurnanitäre-n ae rlicir verwiesen, so daß 
.die Frage auftuwerfen sei, obdiese lnvestitirnen mit direkten [.cistungen an die opfer grkoppe It würcren.
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Dje Vertretcrin cles A.{, VLR'in i -G.onzalez-S-chm,tg- lührt hierzu aus, im gcgenwiirtieen
SriCium sei ciies n,''ch nicf-nler Fall. Es scicn keine inciiviclucllen Leistungen vorgcsehcn.
B:i deil Cespriichen mit den clrei haltischcn Staarcn sei allerdings claraul hingewiesen
';r.r:-c!cn, daß vr.rn den r,'on clcr Buncle.srcgicrung zur Vcrlügunggestelltcn Celtlern clringcnd
;:,:trvent'lige Invcstitionen hczlrhlt we rdcn kiinntcn. srr tJafJ clcr Hnushalt clcrt drci llaltischcn
Staaten aul die.se Wtisc entl;rstet werden k(inntc. Aufgrund tjer Haushaltseinsparungen
könnten die baltischen Staaten individuelle Lcisrungen zahlcn. l)iese Überlegungen
dürften jedoch nir:ht nrißverstancJen wcrdcn. Es gche nicht darunr, Velptlichtungen auf die
drei baltischen Staaten ahzurvälzcn. Die.sen sei cs unbcnr:mmen, wenn sic ctwas einsparen
kiinntcn, intiividuelle Le isturrgcn zu erFrringcn. Allerdings habe die Bundesregierung clcn
Eindruck, claß dic Rcgicrungcn dcr drei baltischen Staatcn ebensil wie clie Opt'er
indivicjue lle Leistungen envür(etcn, Hicrzu sei auf tlic ircreits gegchcnc Arttrvort zu \,€r-
rveisen, daß, wenn die i\ntwnrt dcr rlrci haltisclrcn Staatcn vt'rrliege, Liherlegt wcrdcrr
müsse, irt welcher Fcrrm dirs Angebot der 13unde.sregierung au.sgestattet r':der modifiziert
werden ktinne.

WB-UlÖrrnfgb (Sachsen-Anhalt) führt our, *.nn der Bundesrar rjen Enlschlie8ungsanrrag
fasse, werde damit in clas laufende Verthhren eingegrift'en. Er hahe die Befürchrung, claß

{.e' der Antrag in diescnr Fallc verpuffen kiinne. Er halte cs für raktisch gün.stiger, wcnn der
Bundcsrat bei einem nus sciner Sicht unbcfriedigen<Jen Ergebnis der Verhandlungen zu
einem spiiteren Zeitpunkt einc soiche Entschließung t'asse, um in eincm strlchen F'alte cjie
Argclcgenhe it zu tinem ptlsitiven Ausgang.zu führen.

Der Vgrsitzende legt hierzu <Jar, aufgrund der gervählten Formulierung cles Enr-
schließungsantrages rve rde nit:ht in das laufende Vcrthhren eingegriffen. Er hat:re dic Aus-
trührungen der Vertretcrin des Ar\ so verstanden, daß eine solche Entschlie ßung c1e.s Bun-
de,srate.s eine polilischc Linterstüuung cjer Bemühungen cler Bundesregierung durch den
Bundesrat wärc. Wenn der Antrag Details der zu gcwähren<len Entschädigung für
NS-Opfer im Baltikum vr':r.schreibe, sci dies möglicherwcise anclers zu bewertin. Nach
seiner Auffassung sei es jctzt rJe r richtige Zcitpunkr, um den vorliegenclcn Entschliel3ungs-
antrag anzunehmen, Wenn män wärte, bis die Buncjcsregierung einen Cese tzcntw,urf vor-
lege oder eine Empfehlung au.s.spreche, clann gehe e.s in cJer Sache hereit.s um Einzellreiten
betretTerrd die Form der zu gcwährendcn Entschäc1igung. Es sei natürlich verstlindlich, daß
sich die Aklivit;itcn der deutschen Außenpolitik sehr stark auf tlie Abstimmungsprozesse

c mit M<rskau und Westcur()pa st)wie arrf die transatlantischen Beziehungcn konzintrierten.-!' Jecloch sci dic Bcdcutung dcr nouen Rrrlle tjcr nüno.rr"f;li;-;*rbchland und ihrer
Auljenpolitik auch darttn zu nessicn, wic sie nrit dcn klcrnen und mittlercn Staaten von
Mittel- und Osteuropa urnge lre. Nach Auflirs.sung rjer Freien Hansestacit Brcmcn sei es aus
außenpolitischcn Crüncicn notwendig, cla{J clic I.-änclcr cin pglitischcs Signal fiir die Unter-
.stützung cJcr klcinun unrl mittlcrcn Stlaten M jttcl- unrl Osteuropas giihcn.
LM3'.1h' Harimann (Thüringen) wirft clie Frage auf, welche Auswirkungen ein <jcnr vor-
liegenden Antrag entsprechender BuncJesfatsheschiuß hahen kiinnte. lhn inrcrcs$iere vor
allenr cJie Ktlnsequenzen für das Gesamtkonzept der Entschüdigung v()n Zwangsarbeitern

p,/un.l NS'Verfolgten in <Jen mittel- uncJ osteurtrpäis.h.n Staaten. Es stelle sich tlie F*rage, ol-r

A tu befurchten sei, cJaß von ancieren mittel- und ostcurtrpäi..tchen Staaten, inshes6ndere von
L-Vo len, ne ue Entsc härj igLr nrs furderu n gen erhoben we rclc n könrr te n.

MPqt Dr. Doopler (MeckJcnburg-Vorpommern) regt an, clas Wort "eigenstänrjig" in dcm
Entschlie8ungsanträg zur Verdeutlichung des de r Bundesregierung eingeräunrten Verhanci-
lungsspielruums für die Fornr der Entschädigung zu streichurr.
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Der Vorsitzende Iegt hierzu dar, mit dieser Formulierung sei nicht eine individuelle Ent-
schädigungsleistung gcmetnt. scrndern einc eigensuindige Regelung ftir <jas B:rltikum
unabhängig von cler tür Polcn, die RLr-ssische Föderation, Weißrußland. uncl rlic Ukraine
getroft'enen Rege I u ng.

Die Verrreterin des fu{, VI-R'in I Conzalez'Schr1i!2., srellt hiczu klar. auc:h clas AA ver-
stehe den Text so, claß die drei baltischen Staatcn nicht auf die Stiftungen, clie mit dcr

, Russischen Föderation. Wcifirußland und der Ukraine verhandelt säien bzw. dort mit
finanzicllen Beihilf-en der Bundesregierung errichtet würden, verwiesen werden sr.rllen.

Dies sci den Vertretern dcr drei Botschaften auch ausdrücklich cJargelegt wt:rdcn. Mit
Pnlen habe man schcrn einc Ausgleichsregelung vereinbartl es sci in War.schau eine
Stiftung, dic vr:n der Bundesregierung mit 500 Millioncn Dlvl tiotiert *'orCcn sci. crrichtct
wr:rden.

Der Verrretcr des BMF, MR Wirth. ergilnzr, der Vertreter von Berlin hahc das Prohlem.
um das es der Bundesrcgicrung gehc, bereits angesprochen" Bei der Schaifung vn6 [,n1-
sclrädigungsregelungen sei darauf zu achten, daß diese sich, iluqh wits ihrc l-{iihe anhe-
lange, im,Einklang mit den in bezug auf andere Uinder getrofiinen Rege iunge n'oe tänden.

Anderenfalls könne es be i einer l'.lachrechnung vtln Beträgen, tiie man ;etzt an die

baltischen Staaten zahlen rvürde, Nachfbrclerungen von anderen Ländern ge'lcn. Ils sei

außerdem im Auge zu hehalten, welche Betrüge män an den We.stcn gezahli hale. Inssc-
'samt gehe es lrier um Abwägungsprobleme. Bbi denr vor ütrer cinem Jahr vei"c:nbartcn

Konzeptsei man iruf den Cedanken gekomnien, den baltischen Staaten huntanitäre Hiii-e in
Form von zukuntlsorientierten Sachleistungen zu gewähren. Man habe dahci auch Cen

Oedanken verfolgt, daß die baltischen Staaten, wenn sie dadurch Einsparungcn in ihrcnr
llaushalt hätten, den NS-Verfolgten eventuell direkte Zurvendungen zukt'rmmen .asstn

k(inntcn. Es gebe Zweifel, ob es in bezug auf das Baitikum miigiich sei, indiviCu:;ie
Leistungen zu gewiihren oder wie bei den bereits erwähnten Staatcn Stiltrrngen z.r ?i-
richten, Die hereits genilnnlc Zahl von 430 jüdischen Staarsbürgern rcchttcrtice cs rlch:.
außer humanitärer Hilti Zurvendungen in großer Form zu gcrvähren,

DerYltr$ilz_erldg führt aus, rs sei hier nicht vrrn der Zahl vt.rn 430, sondern von.lrr v,'n
27OQ Be trot'fenen auszrlgrhcn, dä auch die Zwnngsverschleppten und ZwenEsarbeilcr rnit
einzubeziehen seien. Richtig sei, daß keine aufucndige Bürokratie, riie das Geid. das irir
ciie Entschädigung zur Vcrfügung gestcllt werde, wicder venchlinge, geschlit'en *crdcn
dürt'e. Das politisc.he Artlicgert sci, den VerhandlungspruzclJ in dcr Anr.lciegr:lhcit;rl.s
Signnl an die haltischerr Stnaten zu beschlcunigcn. ln dcrn Ent.schlicßungstext holJe es

"itnälttg dcr Regelung für anrlcrc ostcuropiii.sche Stiratcn", wils vicrle Mör.llichkcitcn ofli'n-
litsse, Jedtrch hciße dics auch. itnli ähnlichc Anspruchsgruncll;rgcn wie l'ur die nndcrcn
osteurtrpäischen Staaten zu schafftn seien, also kein Me.hr an Entschiidigung, aber auch
keine gcringere,

Der Ve rtreter vön Sachsen, -LM.ßJi11regi wirtl dic Frage auf, ob angesichs dcr hie r darge-
legten Eilhedürt'tigkeit iler Angelegenheit, insbesondcre cjer Norwendigkeit, mtiglichst
sr:hncll ein politische.s Signal zu.setzen, beabsichtigt sei, die Voriage in clcr nächsren
Plcnarsitzung dc.s Bundcsrates am 18. März 1994 zu behandeln, Angesichts der von ciem
mitbcteiligten lnA und mitbeteiligten FzA beschlossenen Vertagungen könne die Vorlage,
wenn deren Beraturtgen noch ahgewartet rvürden, frühsten.s in cler Plenarsitzung am
29. April 19t)4 bchandelt werden,
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DgLYtrrsitzencle lcgr rlar. die F'reie Hansestatjt Bremen beabsichtige nicht, die Vorlage
bereits iiuf die Tagestlrcinung der Plenarsitzung am 1ti. März 1994 setzen zu lasse n. Dcr für
rlie !'orlage t'cderführenrJc lnA hahe seine Beratungen vertagt, utt u. a. clas Voturr dieses
Ausschusse.s ähzurvartcn. Nach Aufthssung scinr..s l.-antles sollten die Beratungen des

fctlcrführenden Aus.suhu.sscs auf .icden Fall ahgervartet werclen. Zum Prozeclcrc hoff'e nran,
da8 das Plcnum im April crreicht'"verdun kiinne.

f,qJSf_Abstirnmrrng fiq$!.et der vum,Ygr(reter des Fre i.stuutes lloyel&festelltq.ALtrag
nuf Veflgqune rnit 5 : l.L: QSjirnnren .(.L*gtirnrnen: IlW, J}Y. SN. S'f, TII) keine
MehrhqiL

Der Aq,i,tqhrrß besqhlieJlt.lFlt Ir ; 0-: {$timrnen (En,th$ltunpen:, til{. BY, $}{*.TFI).
detrn Bundes nr f ZgJLn nfeh |en. d lqJntsc hI Ieß u n g qJtgerä ndert zg fgss en.
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